
Haushaltsrede für das Jahr 2025

             

Bündnis 90/DIE GRÜNEN  Metelen                                           

Herr Bürgermeister, Herr Kämmerer

Meine Damen und Herren

Wir  haben  in  den  Haushaltsreden  der  vergangenen  Jahre  immer  wieder  darauf
hingewiesen, dass die Grundprobleme der kommunalen Finanzen auf die zu geringe
Finanzausstattung  von  Bund  und  Land  zurückzuführen  sind.  Das  sehen  der
Bürgermeister und der Kämmerer genauso. BM Gregor Krabbe: „Bund und Länder
geben Finanzversprechungen ab....Im Gegenzug fehlt den Kommunen das Geld für
die Ihnen übertragenen Aufgaben“.

Kämmerer  Andreas  Möllers:  “Der  Gemeinde  gelingt  es  auch  mit  eigenen
Einschränkungen nicht, die Lücke zu schließen. Die kommunale Finanzstruktur muss
grundlegend überarbeitet werden“.

Wir können unsere Verpflichtungen aus eigener Kraft kaum noch stemmen, es droht
das Haushaltssicherungskonzept. Und um das noch einmal deutlich zu sagen: wir
befinden  uns  nicht  in  dieser  Situation,  weil  wir  über  unsere  Verhältnisse
gewirtschaftet haben.

Unser  Hilferuf  an  Bund  und  Land:  Lasst  die  Kommunen  nicht  im  Stich.  Das
Gemeindefinanzierungsgesetz  muss  dringend  geändert  werden.  Der  Verbundsatz
muss wieder auf 28,5 Prozent steigen.

Zum Haushalt:

Wenn  man  im  vorliegenden  Haushaltsplanentwurf  nach  möglichen
Einsparpotenzialen  sucht,  wird  es  schwierig  und  man  muss  abwägen,  welche
Ausgaben für die Gemeinde und für die Bürgerinnen und Bürger wichtig sind.

Es  stellt  sich  also  grundsätzlich  die  Frage,  wie  wir  auf  der  Einnahmen-  und
Ausgabenseite deutliche und spürbare Verbesserungen erzielen können.



Zu den Einnahmen:

An der zu geringen Finanzausstattung von Bund und Land wird  sich wohl  nichts
ändern.  Den  Mehraufwendungen  stehen  zwar  auch  Mehrerträge  gegenüber,  die
reichen aber bei Weitem nicht aus. Es ist zu wenig für die Aufgaben, die wir leisten
müssen.

Ein  Vorschlag der  Verwaltung dazu war,  die  Grund- und Gewerbesteuersätze zu
erhöhen, um insgesamt einen Mehrertrag von ca. 400.000 € zu erzielen. 
Auf der Basis der neuen Daten und Zahlen, die uns der Kämmerer in der letzten
Sitzung  vorgestellt  hat,  sind  wir  -genau  wie  die  anderen  Fraktionen-  gegen  die
Erhöhung der Steuersätze im Jahr 2025.

Unserer  Meinung  nach  ist  es  richtig,  dass  wir  zunächst  die  allgemeine
Grundsteuerreform abwarten,  die wahrscheinlich für viele Bürgerinnen und Bürger
eine finanzielle Mehrbelastung darstellen wird. 

Auch die Erhöhung der Gewerbesteuer halten wir in der jetzigen Situation für nicht
angemessen  und  ist  unserer  Meinung  eher  kontraproduktiv,  wenn  es  um  die
Anwerbung  von  Gewerbetreibende  geht.  Eine  Erhöhung  der  Gewerbesteuer  ist
sicherlich nicht förderlich für die Ansiedlung neuer Betriebe.

Wir kennen unseren Kämmerer, der immer sehr fürsorglich und vorsorglich auf die
Entwicklung  unserer  Gemeindefinanzen achtet.  Er  rechnet grundsätzlich  nicht  mit
Geld, dass er noch nicht sicher in seiner Schatulle hat. Auch sein Hinweis, auf ein
drohendes Haushaltsicherungskonzept ist wichtig und richtig. Aber wir im Rat haben
die  Aufgabe,  diese  Argumente  abzuwägen  und  unter  Umständen  auch  andere
Entscheidungen zu treffen, die vielleicht ein gewisses Risiko mit sich bringen.

Es ist zwar ein Blick in die Glaskugel, aber wir sind optimistisch gestimmt, dass sich
unsere  Gewerbesteuereinnahmen  und  andere  Einnahmequellen  in  den  nächsten
Jahren  positiv  entwickeln  werden  und  wir  somit  -hoffentlich-  auf  weitere
Steuererhöhungen verzichten können.

Deshalb ist es auch wichtig, andere Einnahmequellen zu erschließen. 
Dazu  gehört  zum  Beispiel  die  Nutzung  kommunaler  Grundstücke  im  Innen-  und
Außenbereich durch Bürgerinnen und Bürger, die diese Flächen zum Teil schon seit
vielen Jahren nutzen und/oder bewirtschaften und dafür keinen Cent zahlen müssen.
Steuergerechtigkeit ist hier endlich herzustellen. Alle gemeindlichen Flächen müssen
endlich erfasst, steuerlich berücksichtigt und verpachtet werden.

Unserer  Meinung  nach  ist  es  widersprüchlich,  einerseits  über  Steuererhöhungen
nachzudenken,  andererseits  nicht  alle  möglichen  Steuer-  oder  Pachteinnahmen
einzufordern. 

In der Vorlage 8/2025, über die wir gleich im Anschluss noch reden werden, geht es
um  die  Festlegung  der  weiteren  Vorgehensweise  für  die  Nutzung  dieser
Grundstücke. Es ist gut, dass sich hier etwas bewegt.

Eine weitere Möglichkeit, um aus steuerlicher Sicht die Einnahmen zu erhöhen, wäre
die  Einführung  der  Grundsteuer  C,  so  wie  von  uns  beantragt.  Städte-  und



Gemeindebund haben das bereits vor einiger Zeit vorgeschlagen. Dies würde auch
die bauliche Verdichtung im Innenbereich fördern. 

Verwaltungsseitig  wurde  hier  zugesichert,  dass  dazu  im  Jahr  2025  Vorarbeiten
erfolgen und nach Vorlage aller Fakten eine Entscheidung im Rat getroffen werden
muss,  ob  eine  Einführung  der  Grundsteuer  C  eingeführt  werden  soll.  Mit  dieser
Vorgehensweise sind wir einverstanden.

Ausgaben:

Bei den gesetzlichen Vorgaben, also den Pflichtausgaben und Transferleistungen,
können wir nicht einsparen.  

Eine  bedeutsame Möglichkeit,  um die  Ausgaben  zu  verringern,  sehen  wir  in  der
interkommunalen Zusammenarbeit.  Wir haben über  3 Millionen € Personalkosten.
Es  ist  zu  prüfen,  ob  verschiedene  Aufgabenbereiche  in  den  Verwaltungen  der
Nachbargemeinden  interkommunal  zusammengefügt  und  ausgegliedert  werden
können, um Personal- und Arbeitsplatzkosten zu sparen. In der Vergangenheit hat
sich in dieser Hinsicht  zwar schon einiges getan, aber unserer Meinung nach zu
wenig.

Das  mag  vielleicht  eine  unpopuläre  Anregung  oder  Forderung  sein,
Aufgabenbereiche aus der Hand zu geben und mit anderen zusammenzuarbeiten,
aber  den  Metelener  BürgerInnen  wird  es  doch  egal  sein,  wer  diese  Aufgaben
erledigt,  wenn  dadurch  z.B.  Steuererhöhungen  vermieden  werden  können.  Wir
gehören mit zu den kleineren Gemeinden in NRW. Wie lange können wir uns eine
große  Eigenständigkeit  noch  leisten?  Wir  müssen  zukunftsorientiert  handeln  und
Synergieeffekte nutzen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt zur dauerhaften Kostensenkung ist die zunehmende
Digitalisierung bei vielen gemeindlichen Aufgaben in unserer Verwaltung. Frau Tanja
Ernsting  hat  uns  in  der  letzten  gemeinsamen Sitzung  dazu  ein  beeindruckendes
Zwischenfazit vorgestellt. Dafür noch einmal an dieser Stelle herzlichen Dank.

Hinzu  kommt  die  immer  weiter  fortschreitende  Nutzung  der  KI,  der  künstlichen
Intelligenz,  die  auf  Dauer  Arbeitsabläufe  und  allgemeine  Verwaltungsaufgaben
erleichtern und sogar ersetzen könnte. 

Im  Umkehrschluss  kann  das  bedeuten,  dass  zukünftig  auch  weniger  Personal
benötigt  wird.  Das  ist  aufgrund  des  Fachkräftemangels  und  der  Tatsache,  dass
mehrere VerwaltungsmitarbeiterInnen aus Altersgründen in den nächsten Jahren in
den  Ruhestand  gehen,  eine  Perspektive,  um  vielleicht  in  den  nächsten  Jahren
Personalkosten  dauerhaft  einzusparen  und  um dem geforderten  Bürokratieabbau
Folge zu leisten.

Die Weiterentwicklung der Digitalisierung in Zusammenhang mit der KI könnte bei
der  Zusammenlegung  von  kommunalen  Aufgaben  zukünftig  die  Ausgaben  der
Gemeinde reduzieren.

Zu einzelnen Anträgen zum Haushalt 2025 möchten wir noch folgendes anmerken:



Zur Windenergieabgabe:
Gleich 3 unterschiedliche Anträge zur Nutzung der Windenergieabgabe gemäß § 6
EEG standen zur Diskussion. Letztendlich wurde entschieden, dass lediglich 40 %
der  Mittel  aus  der  jährlichen  Windenergieabgabe  nach  §  6  EEG  in  die
Ausgabeposition 14.01.01 „Umweltschutz“ fließen sollen. 
Wir haben uns bei der Beschlussfassung enthalten, da wir diesen Prozentsatz für zu
gering erachten,  um zukünftig genügend finanzielle Mittel für Umwelt-,  Klima, und
Naturschutzmaßnahmen  für  die  Bevölkerung  und  für  die  Gemeinde  nutzen  zu
können.  Folgerichtig  werden  wir  uns  dafür  einsetzen,  dass  zukünftig  dieser
Prozentsatz unbedingt erhöht wird, um unsere Klimaziele nach Vorschlägen durch
den Klimabeirat hier vor Ort umsetzen zu können. 

Stichwort Klimabeirat: Der Klimabeirat sollte zeitnah mit seiner ehrenamtlichen Arbeit
beginnen. SPD, UWG und Grüne haben bereits eine Person benannt. Die CDU sollte
ebenfalls zeitnah jemanden benennen. 

Der Klimabeirat, der von unserer Klimaschutzbeauftragten verwaltungsseitig begleitet
wird,  könnte dann auch zeitnah sinnvolle Vorschläge für Klimaschutzmaßnahmen,
unter  Berücksichtigung  der  zur  Verfügung  stehenden  finanziellen  Mittel,  zur
Entscheidung in den Rat einbringen.

Zur Dirtbikebahn:
Der  Kämmerer  hat  uns  aufgrund  unseres  Antrages  mitgeteilt,  dass  die
nichtverbrauchten Mittel für die Vergrößerung und Fertigstellung der Dirtbikebahn am
Sportpark Süd im Jahr 2025 weiterhin zur Verfügung stehen. Insgesamt gesehen war
und ist dieses Projekt ein sehr gutes Beispiel für bürgerschaftliches Engagement in
Zusammenarbeit  mit  Elterninitiativen,  Kindern-  und  Jugendlichen,  ehrenamtlichen
Helfern und Sponsoren und der Verwaltung.
Im  Jahr  2025  soll  in  gewohnter  Weise  unter  Einbeziehung  aller  Beteiligten  die
Vergrößerung  und  Fertigstellung  der  Dirtbikebahn  erfolgen.  Entgegen  negativer
Prognosen im Vorfeld ist bereits jetzt festzustellen, dass die Dirtbikebahn von den
Kindern, Jugendlichen und Eltern sehr gut angenommen wird.

Zu Klimageräten in der Schule:
Unser  Antrag  auf  Anschaffung  von  Klimageräten  für  unsere  Grundschule  wurde
mehrheitlich positiv  entschieden.  Wir freuen uns gemeinsam mit  Lehrerinnen und
Lehrern und den SchülerInnen, dass diese Verbesserung der Raum- und Luftqualität
hoffentlich schon bis zum Sommer umgesetzt werden kann. Erfreulicherweise kann
die  PV-Anlage  auf  dem  Dach  der  Grundschule  in  den  Sommermonaten  für  die
notwendige Energie sorgen.

Allgemein zur OGS und ÜMI:
Im Schulausschuss am 13.01.25 wurde einstimmig entschieden, dass allen Kindern,
die für den Offenen Ganztag (OGS) zum Schuljahr 2025/2026 angemeldet wurden,
ein  Platz  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Die  Übermittagsbetreuung  (ÜMI)  bleibt
weiterhin auf 30 Plätze begrenzt. Insgesamt werden dann 140 Kinder betreut. 
Ab dem Schuljahr 2026/2027 gilt für die OGS ein Rechtsanspruch. Wir müssen in
den  nächsten  Sitzungen  entscheiden,  ob  wir  ab  2026  auch  weiterhin  die
Übermittagsbetreuung anbieten wollen oder können. Einige Gemeinden und Städte



überlegen,  ob  sie  dieses  Angebot  aus  finanziellen  Gründen  und  Platzgründen
weiterhin  aufrechterhalten  wollen.  Diese  Entscheidung  müssen  wir  aufgrund  der
Vorlaufzeiten bis Mitte des Jahres 2025 abgeschlossen haben.
Wir möchten bereits hier und jetzt den Ratsfraktionen ans Herz legen, sich über die
folgenden Fragen Gedanken zu machen:
Wollen wir in Metelen die ÜMI ab 2026 weiterhin den Bürgerinnen und Bürgern bzw.
deren Kindern anbieten? Wie wichtig ist die ÜMI für die betroffenen Eltern, die bis
mittags  berufstätig  sind?  Macht  diese  Serviceleistung  das  Wohnen  in  Metelen
attraktiver? Könnte man in den KiTa´s im Vorfeld entsprechende Abfragen machen?
Müssen  wir  u.U.  die  Beiträge  für  die  ÜMI  erhöhen?  Viele  Fragen,  auf  die  wir
Antworten brauchen.
Wir  haben  dazu  eine  kleine  Arbeitsgruppe  aus  Vertretern  der  Fraktionen,  der
Verwaltung und der Schule gebildet, die dann dem Ausschuss und dem Rat zeitnah
einen entsprechenden Vorschlag machen wird.

Wegen  fehlender  Mittel  bestimmte  Investitionen  einzustellen,  halten  wir  für  nicht
richtig.  Ja,  wir  machen dann zwar  auf  der  einen Seite  Schulden,  die  kommende
Generationen belastet. Aber wenn wir in die Bildung (Schulen z.B.) oder vor allem in
den Umweltschutz nicht genügend investieren, dann machen wir unserer Meinung
nach den größeren Fehler.   Klimaschutz ist  keine Kür, sondern Pflicht.  Wenn wir
heute nicht  handeln, zahlen wir  morgen dreifach:  durch Schäden, gesundheitliche
Folgen und soziale Ungleichheit. Deshalb auch noch einmal der Hinweis, verbunden
mit  dem  Auftrag,  unser  27  Punkte  umfassendes  Klimakonzept  regelmäßig  zu
überprüfen.

Zum Schluss:

„Wir  können  den  Wind nicht  ändern,  aber  die  Segel  anders  setzen“.  Aristoteles
beschreibt damit auch unsere Aufgaben in der Kommunalpolitik:

Gegenwind  -schlechte  finanzielle  Ausstattung-  können  wir  nicht  ändern,  aber  wir
tragen  die  Verantwortung,  die  Segel  so  zu  setzen,  dass  Metelen  Kurs  hält  und
vorankommt, auch in stürmischen, schwierigen Zeiten.

Wir stimmen dem Haushalt zu.

Wir sind und bleiben zuversichtlich!

Vielen Dank an den Bürgermeister und den Kämmerer,

Vielen Dank aber auch an die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung
für die geleistete Arbeit.


